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Zusammenfassung: Während der militärisch-politischen Krise von 2002 bis 2011 zeigte 
Deutschland durch verschiedene Strategien und Initiativen - sowohl auf multilateraler als auch 
bilateraler Ebene - seine Bereitschaft der Côte d'Ivoire aus dieser Sackgasse zu helfen. Für die 
deutsche Bundesregierung war das Hauptmotiv des deutschen Beitrags zur Krisenlösung in der 
Côte d’Ivoire das Solidaritätsgefühl. Obwohl dies der Fall war, stellt sich die Frage zu wissen, ob 
dieser Beitrag Deutschlands keine anderen Motive versteckte. Der vorliegende Artikel untersucht 
diese Frage und kommt zum Schluss,dass dieser Beitrag keine Philantrophie war, sondern eine 
Interessenpolitik, die darauf abzielte, die Positionierung Deutschlands in der Côte d’Ivoire während 
der Krisenzeit zu stärken. 

Schlüsselwörter: Côte d’Ivoire, Deutschland, Militärpolitische Krise, Philantropie, 
Interessenpolitik. 

  

Germany’s contribution in the resolution of the military-political crisis in Côte d'Ivoire from 
2002 to 2011: Philanthropy or policy of interests? 

Abstract: During the military-political crisis from 2002 to 2011, Germany showed its willingness to 
help Côte d'Ivoire get out of this impasse through various strategies and initiatives - both at 
multilateral and bilateral levels. For the German government, the main motive of its contribution to 
resolve the crisis in Côte d'Ivoire is a feeling of solidarity. Although this is the case, the question is 
whether this contribution from Germany did not hide other motivations. This study examines that 
question and concludes that, the German contribution was not philanthropy, but a policy ofl 
interests, whose objective was to position Germany in Côte d'Ivoire during the period of crisis. 

Keywords: Côte d’Ivoire, Germany, military-political crisis, philanthropy, policy of interests. 
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Contribution de l’Allemagne à la résolution de la crise militaro-politique en Côte d’Ivoire de 
2002 à 2011 : Philanthropie ou politique d’intérêts ? 

Résumé: Pendant la crise militaro-politique de 2002 à 2011, l’Allemagne a montré sa volonté 
d’aider la Côte d’Ivoire à sortir de cette impasse par diverses stratégies et initiatives - tant au niveau 
multilatéral que bilatéral. Pour le gouvernement allemand, le motif principal de la contribution de 
l’Allemagne à la résolution de la crise en Côte d’Ivoire est un sentiment de solidarité. Bien que ce 
soit le cas, la question est de savoir si cette contribution de l’Allemagne ne cachait pas d’autres 
motivations. Le présent article examine cette question et conclut que cette contribution allemande 
n’était pas de la philanthropie, mais une politique d’intérêts, dont l’objectif était de positionner 
l’Allemagne en Côte d’Ivoire durant la période de crise. 

Mots-clés : Côte d’Ivoire, Allemagne, crise militaro-politique, philanthropie, politique d’intérêts. 

 

Einleitung 

Anlässlich der Präsidentschaftswahlen im Oktober 2000, kam der Oppositionsführer Laurent 
Gbagbo an die Macht in der Côte d’Ivoire. Am 19. September 2002 - zwei Jahre nach seinem 
Machtantritt - brach eine bewaffnete Rebellion aus, die von der Rebellengruppe MPCI (Mouvement 
Patriotique de Côte d’Ivoire) angeführt wurde. Im November 2002 fielen von Liberia aus zwei neue 
Rebellengruppen MPIGO und MJP in den Westen des Landes ein. Im Jahr 2004 schlosssen sich 
die drei Relbellengruppen den Forces Nouvelles an1.Die Rebellengruppen verlangten zunächst 
den Rücktritt Laurent Gbagbos und die Abhaltung offener Präsidentschaftswahlen, an denen alle 
Oppositionsführer teilnehmen sollten. Diese Lage stürzte das Land ins Chaos. Das Abkommen von 
Ouagadougou im März 2007 legte durch den direkten Dialog die Bedingungen für die nächsten 
Präsidentschaftswahlen im Jahr 2010 fest. Der Wahlkampf endete jedoch mit zwei proklamierten 
Resultaten. Alassane Ouattara und Laurent Gbagbo wurden beziehungsweise von der 
Wahlkommission und dem Verfassungsrat zum Wahlsieger erklärt. Diese Verwirrung führte zu 
einer gewaltsamen Nachwahlkrise, die die Côte d’Ivoire erneut ins Chaos stürzen. Die Krise endete 
mit der Festnahme Laurent Gbagbos am 11. Avril 2011.  

Seit dem Rebellionsausbruch 2002 bis zum Ende der Nachwahlkrise 2011 wurden Versuche und 
Initiativen sowohl auf regionaler Ebene als auch auf internationaler Ebene von Grossmächten 
unternommen, um diese militärisch-politische Krise zu lösen. Angesichts dieser chaotischen 
Situation, die sich ganz Westafrika auswirkte, bleib Deutschland nicht untätig. Es setzte sich 
entschlossen für die Krisenlösung in der Côte d’Ivoire ein. Für die Bundesregierung stellte der 
deutsche Beitrag eine Solidaritätsaktion gegenüber der Côte d’Ivoire dar. Über die Beziehungen 
unter Staaten sagte Charles De Gaulle2 jedoch Folgendes : « Les États n’ont pas d’amis, ils n’ont 

 
1 Die drei Rebellengruppen besetzten den Norden und einen Teil im Westen der Côte d’Ivoire. Im Norden gab es die 
MPCI: (Mouvement Patriotique de Côte d’Ivoire / Patriotische Bewegung der Côte d'Ivoire), die von Guillaume Soro 
als Generalsekretär geleitet wurde. Im Westen des Landes gab es die MPIGO (Mouvement Patriotique Ivoirien pour 
le Grand Ouest (Ivorische Volksbewegung für Großwesten), die von Félix Doh geschaffen wurde. (Doh Félix wurde im 
April 2003 in einem Hinterhalt getötet) und die MJP (Mouvement pour la Justice et la Paix / Bewegung für Gerechtigkeit 
und Frieden) unter der Führung von Kommandant Gaspard Déli.  
2 Charles de Gaulle (1890-1970) war ein französischer Soldat, Staatsmann und Schriftsteller sowie eine der wichtigsten 
Figuren in der französischen Geschichte des 20. Jahrhunderts. Er ist bekannt für seine Rolle als Anführer des 
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que des intérêts3» (C. D. Gaulle zit.nach E. Wallther,2013, S. 8). De Gaulles Erklärung betont, dass 
die Beziehungen unter verschiedenen Staaten durch Interessen motiviert sind.  

Im Hinblick darauf untersucht die vorliegende Studie den Beitrag Deutschlands zur Krisenlösung 
in der Côte d’Ivoire und stellt die folgenden Fragen: Worauf zielte das Engagement Deutschlands 
in der Côte d’Ivoire ab? Handelte es sich um eine philanthropische Aktion oder verfolgte einige 
Interessen? Zur Beantwortung dieser Fragen wird diese Arbeit in drei Teile gegliedert werden. 
Erstens wird ein kurzer Überblick über die ivorische Krise von 2002 bis 2011 dargestellt. Zweitens 
werden die deutschen Krisenbewältigungsstrategien von 2002 bis 2001 und drittens die Motive des 
deutschen Engagements zur Krisenlösung untersucht. Methodologisch stützt sich diese Studie auf 
die historische Methode und den Konstruktivismus. 

1. Die militärisch-politische Krise in der Côte d’Ivoire 2002-2011: Höhepunkt von politischen 
und gesellschaftlichen Krisen 

Im Allgemeinen wird die militärisch-politische Krise von 2002 bis 2011 als den Höhepunkt einer 
Reihe von politischen und gesellschaftlichen Krisen nach dem Tod des ersten Präsidenten Félix 
Houphouët-Boignys 1993 betrachtet. Die Krise hatte vielfaltige negative Auswirkungen auf die Côte 
d’Ivoire. 

1.1. Auf gesellschaftlicher und sicherheitlicher Ebene 

Die blutige Rebellion vom 19. September 2002, die später zur blutigen Nachwahlkrise im November 
2010 mit tausenden von Toten führte. Erst nach dem Rebellionsausbruch wurden kaltblutige 
Ermordungen von Zivilisten verübt, sodass die ivorische Regierung wichtige Anhaltspunkte verlor 
und hatte «keine Kontrolle mehr über die Sicherheitskräfte (...) eine Kultur des Todes sich 
installierte sich. (...) In Abidjan seien Todesschwadronen unterwegs» (T. Scheen, 2002, S. 7). 
Diese Unsicherheitslage führte zu schrecklichen Menschenrechtsverletzungen und inneren 
Massenwanderungen der Bevölkerungen darunter Professoren, Dozenten, Lehrer, Studenten und 
Schüler, die nach Nachbarstaaten oder ruhigen Orten flohen. Dies hatte einen bedauerlichen 
Einfluss auf den Verlauf der Vorlesungen an den Universitäten und auf das ganze Schulsystem. 
Universitäten und Schulen, die erst über Jahre hinweg von Streiks und Krawallen lahmgelegt 
wurden, wurden geschlossen. 

Die Präsidentschaftswahlen von 2010, die als Chance für die Wiederherstellung der sozialen und 
sicherheitspolitischen Stabilität galten, führte das Land in eine Sackgasse. Nach diesen Wahlen 
befand sich die Côte d’Ivoire mit zwei proklamierten Präsidenten. Die Côte d’Ivoire hatte somit einer 
Doppelspitze an der Spitze der Exekutive. Von beiden Kandidaten wurden jeweils zwei 
Regierungen gebildet. Dieses politisch-institutionelle Durcheinander führte zu einem Wahlstreit, 
der von Episoden der Gewalt und schweren Menschenrechtsverletzungen zwischen den 
Anhängern der RHDP und der LMP4 geprägt war. Diese forderten den Sieg ihrer jeweiligen 

 
französischen Widerstands während des Zweiten Weltkriegs sowie als Gründer der Fünften Republik Frankreichs, 
deren erster Präsident er war. 
3 «Die Staaten haben keine Freunde, nur Interessen» [von mir übersetzt] 
4 RHDP (Rassemblement des Houphouetistes pour la Démocratie et la Paix) war an dieser Epoche eine Koalition 
ivorischer politischer Parteien, die am 18. Mai 2005 gegründet wurde. Sie vereinte die verschiedenen Parteien wie 
PDCI-RDA, RDR, UDPCI, MFA, UPCI und vertrat die politische Ideologie des Ersten ivorischen Präsidenten Félix 
Houphouët- Boigny. Heute ist die RHDP keine Koalition mehr,sondern eine politische Partei ohne PDCI-RDA unter der 
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Kandidaten. Allmählich führte diese Lage zu einer militärisch-politische Krisen und bewaffneten 
Kämpfen zwischen Soldaten der Forces Républicaines de Côte d’Ivoire (FRCI), die sich für 
Alassane Ouattara eingesetzt hatten und diejenigen Soldaten der Forces de Défense et de Sécurité 
(FDS), die Laurent Gbagbo die Treue hielten. Diese Krisensituation führte zu zahlreichen Toten, 
massiven Vertreibungen der Bevölkerung, einer Schwächung der nationalen Einheit sowie einem 
außergewöhnlichen Anstieg von Unsicherheit und Kriminalität in der Côte d'Ivoire. Es gab rund 
3.000 Tote, 300.000 Flüchtlinge und fast eine Million Vertriebene (Vgl. B. Rouppert, 2012, S.11). 

Im Gesundheitsbereich hatten die Gewalttaten einige medizinische Mitarbeiter vertrieben, sodass 
die Bevölkerung nicht mehr ausreichend versorgt werden konnte. Diese Situation begünstigte  
hatte das Wiederauftreten Krankheiten wie Malaria, Gelbfieber, Cholera usw. 
(Vgl.B.Rouppert,2012,S.13). Im Bildungsbereich schätzten die Vereinten Nationen, dass 800.000 
Kinder aufgrund der Schließung von Schulen nicht mehr in die Schule gehen.  Hinzu kamen die 
Schließung von Schulkantinen, sowie der Mangel an finanziellen Mitteln der Eltern und 
Unterrichtsmaterialien in den Primar- und Sekundarschulen. Darüber hinaus erhöhte sich die 
Schulabbrecherquote, weil zwischen 2002 und 2005 etwa 5000 Kinder von bewaffneten Gruppen 
rekrutiert wurden (Vgl. B. Rouppert, 2012, S. 3). Diese Krise beeinträchtigte auch die wirtschaftliche 
und finanzielle Stabilität der Côte d’Ivoire und sogar ihrer Nachbarländer. 

 

1.2. Im wirtschaftlichen Bereich 

Auf wirtschaftlicher und kommerzieller Ebene waren die Absatzkanäle für die Produkte stark von 
der Krise betroffen (Vgl. B. G. Soule, 2003, S. 102-104). Da die Côte d’Ivoire den Grundstein für 
die regionale Integration bildet und ein relevanter Wirtschaftsakteur Westafrikas ist, gefährdete die 
Krise die Wirtschaft ihrer Nachbarländer. Für die afrikanischen Länder war « Die Krise (…) umso 
dramatischer, als die Côte d’Ivoire der wirtschaftliche Motor der gesamten Region ist. 40 Prozent 
des Bruttosozialproduktes der wirtschaftlichen Währungsunion werden in der Elfenbeinküste 
erwirtschaftet » (T. Scheen, 2002, S. 1-5).  

Allerdings haben einige Nachbarstaaten wie Ghana, die fragile Situation ausgenutzt, um 
Marktanteile zu gewinnen. Damit stellten sie ein wirkliches Gegengewicht zur wirtschaftlichen 
Hegemonie der Côte d’Ivoire dar (Vgl. B. G. Soule, 2003, S. 102-102). So leiteten beispielsweise 
Mali, Burkina Faso und Niger, die zu ungefähr 50% vom Hafen Abidjans in der Côte d’Ivoire 
abhängig sind, hatten ihre Waren nach Temas Häfen in Ghana um. Im Jahr 2003 stieg die 
Kakaoproduktion in Ghana erheblich. Im Jahr 2004 exportierte Burkina Faso 22.000 Tonnen 
Kakaobohnen (Vgl. B. Rouppert, 2012, S. 13). Diese afrikanischen Staaten zogen Nutzen aus der 
Krise in der Côte d’Ivoire, um sich eine wirtschaftliche Rente zu sichern. Angesichts dieser 
chaotischen Situation wurden auf regionaler und internationaler Ebene verschiedene 
Vermittlungen und Aktionen ergriffen, um diese Krise zu beenden. So setzten sich die 
Wirtschaftsgemeinschaft der westafrikanischen Staaten (ECOWAS), die Afrikanische Union (AU), 
die Vereinten Nationen (VN) und Frankreich für eine Lösung des Konflikts ein. Sie alle wollten der 
Côte d’Ivoire dabei helfen, die Krise zu verringern, eine Demokratie zu etablieren und schließlich 
im Jahr 2005 Präsidentschaftswahlen zu organisieren (Vgl. M. Bats /T. Petazzoni, 2003, S. 25-27). 

 
Führung Alassane Ouattaras. Und LMP (La Majorité Présidentielle) war eine 2009 gegründete heterogene Bewegung. 
Sie umfasste die Partei des amtierenden Präsidenten Laurent Gbagbo d.h. die ehemalige FPI sowie eine Reihe 
anderer Parteien, Gewerkschaftsorganisationen und Verbände, die an dessen Wiederwahl beteiligt waren. 
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1.3. Regionale und internationale Implikation zur Krisenlösung 

Unter der Leitung der ECOWAS und der AU wurden verschiedene Abkommen zwischen 
Antagonisten unterzeichnet darunter die Abkommen von Accra II und III bzw. am 7 März 2003 und 
am 30 Juli 2004 sowie die Abkommen Pretorias I und II bzw. am 6. April 2005 und am 29.Juli 2005. 
Die Abkommen Accras I und II wurden in der Hauptstadt Ghanas Accra unter der Vermittlung John 
Agyekum Kufuor, damals Präsident der Republik Ghana und amtierender Vorsitzender der 
ECOWAS, unterzeichnet. Die Schwerpunkte dieser Abkommen betrafen die Entwaffnung der 
ehemaligen Rebellen und Milizen sowie die Wirksamkeit der Maßnahmen zur Identifizierung der 
ivorischen Bevölkerung. Die Abkommen Pretorias I und II wurden in der südafrikanischen 
Hauptstadt Pretoria unter dem Vorsitz Thabo Mbekis, damals Präsident der Republik Südafrika 
und Vermittler der AU, unterzeichnet. Pretoria I legte einen neuen Zeitplan für den 
Abrüstungsprozess fest. Pretoria II folgte ebenfalls der gleichen Logik wie Pretoria I und versuchte 
gleichzeitig, alle früheren Friedensabkommen über die Krise in der Côte d’Ivoire zwischen direkten 
und indirekten Konfliktparteien wiederzubeleben. 

 

Bei allen Ereignissen, die diese Krise umgaben, hat sich die ehemalige Kolonialmacht Frankreich 
als führender Akteur in der Côte d'Ivoire erwiesen (Vgl. M. A. Sow, 2005, S.35). Frankreich war der 
Ansicht, dass eine Implosion der Côte d'Ivoire Auswirkungen auf die politische und wirtschaftliche 
Stabilität der gesamten frankophonen Subregion haben würde.  

Der ehemalige französische Premierminister Edouard Balladur betonte dies im Jahr 2004, wie 
folgt:« Si la Côte d’Ivoire est mise en mal, il y aura des réactions en chaîne dans toute la région. 
La stabilité de l’Afrique de l’Ouest francophone, et au-delà, sera menacée5» (E. Balladur, 2004, S. 
170). 

Aufgrund der verschiedenen und historischen Kooperationsverträge bat die Côte d’Ivoire, drei 
Monate nach dem Ausbruch der blutigen Rebellion vom 19. September 2002, bei Frankreich um 
Hilfe. Frankreich leistete der Côte d’Ivoire Hilfe, obwohl es den als innere Angelegenheit der Côte 
d’Ivoire betrachtete. Frankreich setzte alle Hebel in Bewegung, um eine Lösung für den Konflikt zu 
finden. Am 23. Januar 2003 gelang es Frankreich in Linas-Marcoussis ein Friedensabkommen - 
genannt das Abkommen von Linas-Marcoursis - zwischen Antagonisten d.h. der Regierung 
Gbagbos, sowie den ivorischen Oppositionsparteien FPI, PDCI-RDA, RDR, PIT, UDPCI, UDCI, 
MFA und den drei Rebellengruppen zu unterzeichnen. Das Abkommen zielte zuerst einen 
Waffenstillstand und einen Konsens zwischen den verschiedenen ivorischen politischen Kräften 
und den Rebellen zu erreichen ab. Es sollte zu der Wiederherstellung des Friedens, der Bildung 
einer Regierung der nationalen Aussöhnung sowie der Unabhängigkeit der Justiz beitragen (Vgl. 
M. Bats / T.Petazzoni, 2003, S. 5). 

Neben seiner Vermittlung in der Krise engagierte sich Frankreich auf militärischer Ebene durch die 
Intervention im Rahmen der Operation Licorne. Nach der Aufstockung der Kontingente auf etwa 
4.000 Mann stellte die Intervention den größten französischen Einsatz in der Côte d’Ivoire seit 
zwanzig Jahren dar. Französische Elitetruppen wurden in der Côte d’Ivoire dorthin verlegt, um den 
sogenannten unterzeichneten Waffenstillstand zu überwachen und die Regierung zu stabilisieren 

 
5 «Wenn die Côte d’Ivoire in eine schlechte Lage gerät, wird dies Kettenreaktionen in der gesamten Region auslösen. 
Die Stabilität des französischsprachigen Westafrikas und darüber hinaus wird bedroht sein» [Von mir übersetzt]  
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(Vgl. Der Spiegel, 2002, S. 99). Trotzdem eskalierte die Krise allmählich. Angesichts dieser Lage 
tagte der UN-Sicherheitsrat tagte, sanktionierte die Côte d’Ivoire und autorisierte Frankreich, alle 
Mittel zur Aufrechterhaltung des Friedens einzusetzen. «Frankreich verstärkte seine 
Militäroperation Licorne auf 6000 Mann. […] In dem Land sind rund 4000 französische Soldaten 
und rund 6000 Männer einer Uno-Friedenstruppe stationiert.» (U. Fichtner, 2006, S. 96).  

Die Resolutionen der VN und ihre Beteiligung an der militärisch-politischen Krisenlösung in der 
Côte d’Ivoire stützten sich vor allem auf die VN-Charta. Die meisten vom VN-Sicherheitsrat 
angenommenen Resolutionen zur Krisenlösung in der Côte d’Ivoire stützten sich auf die VN-
Charta, um jeder Beteiligung oder Intervention der Vereinten Nationen in der Côte d’Ivoire einen 
rechtlichen und internationalen Charakter zu verleihen. Am 4. Februar 2003 nahm der VN-
Sicherheitsrat die erste Resolution (Resolution 1464-S/RES/1464/2003) über die Côte d'Ivoire an, 
die den französischen Truppen Force Licorne eine Zwangsbefugnis, unter einem VN-Mandat in der 
Côte d’Ivoire gab. In der am 27. Februar 2004 verabschiedeten Resolution 1528 
(S/RES/1528/2004) wurden die französischen Truppen „Force Licorne” als unterstützende Kraft 
bezeichnet und ihnen wurde ein Mandat als wichtiger Akteur für die Krisenlösung in der Côte 
d’Ivoire erteilt. 

Nach den Präsidentschaftswahlen von 2010 erkannte die UN Alassane Ouattara als Sieger an. 
Daraufhin stand sie einmütig gegen Laurent Gbagbo und unterstützte Alassane Ouattara als 
rechtmäßig gewählten Präsidenten der Côte d’Ivoire. Nachdem die Kämpfe zwischen den Lagern 
Gbagbos und Ouattaras eskaliert waren, wurde Laurent Gbagbo am 11. April 2011 von 
französischen Truppen der Force Licorne in seiner Residenz festgenommen. «Die Festnahme 
Gbagbos markierte das Ende eines unglücklichen Kapitels, das niemals hätte existieren dürfen» 
(A. Böhn, 2011, S.18). Auch Deutschland war nicht untätig. Durch Strategien beteiligte es sich mit 
Strategien an der Krisenlösung in der Côte d’Ivoire. In diesem Zusammenhang ist eine Darstellung 
deutscher Strategien zur Krisenlösung in der Côte d'Ivoire nötig. 

2. Deutsche Strategie zur Krisenlösung in der Côte d’Ivoire 2002-2011: Eine zweistufige 
Strategie  

Die militärisch-politische Krise in der Côte d’Ivoire von 2002-2011 hatte das Interesse Deutschlands 
erweckt. Durch verschiedene Strategien und Initiativen hatte die deutsche Bundesregierung zur 
Krisenlösung beigetragen. Welches waren diese Strategien und Initiativen? Die deutschen 
Strategien können sowohl auf multilateraler als auch auf bilateraler Ebene untersucht werden. 

2.1. Deutsche Strategie auf multilateraler Ebene: Eine Strategie nach dem Vorbild der 
Europäischen Union 

Auf multilateraler Ebene liegen die deutschen Strategien in den Perspektiven der Europäischen 
Union (EU). Seit dem Ende des Kalten Krieges 1990 gewinnt die multilaterale Zusammenarbeit für 
Deutschland zunehmend an Bedeutung. In Hinblick darauf hat Deutschland seine Außenpolitik in 
einen umfassenden Ansatz mit den EU-Mitgliedstaaten integriert. Im Rahmen der Europäischen 
Union sind die politischen Maßnahmen Deutschlands im Allgemeinen mit den globalen Strategien 
der EU harmonisiert, aber auch von deutschen Initiativen geprägt (Vgl. Auswärtiges Amt, 2009, S. 
14).  
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Die Bundesregierung zielt darauf ihren Standpunkt mit den EU-Mitgliedstaaten, regionalen und 
internationalen Organisationen abzustimmen, da diese nach wie vor wichtige Partner Deutschlands 
sind. Dieser multilaterale Ansatz wird durch das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
vom 23. Mai 1949 gerechtfertigt. Der Artikel 24 (Absatz 1) des Grundgesetzes lautet: «Der Bund 
kann durch Gesetz Hoheitsrechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen übertragen» (Deutscher 
Bundestag, 2025, S. 73). Dieser Artikel des Grundgesetzes fördert den Dialog und den Konsens 
auf internationaler Ebene. Er gilt als ein wesentlicher Erklärungsfaktor für die multilaterale 
Zusammenarbeit Deutschlands im Rahmen seiner Außenpolitik. Aus diesem Grund kann die 
deutsche Außenpolitik im Rahmen von Krisenlösung oder Militäroperationen außerhalb 
Deutschlands eine europäische und vor allem multilaterale Ausrichtung annehmen. Die deutschen 
Strategien für die Krisenlösung in der Côte d’Ivoire waren deshalb fester Bestandteil der EU-
Gesamtstrategie. Diese Strategien umfassten die Mediationspolitik, finanzielle und technische 
Unterstützungen sowie Sanktionen. Als EU-Mitgliedstaat hat Deutschland auch die Maßnahmen 
und Initiativen der afrikanischen Regionalorganisationen wie der AU und der ECOWAS sowie die 
Position der Vereinten Nationen berücksichtigt.  

In Bezug auf die Mediationspolitik unterstützte Deutschland die diplomatischen Bemühungen der 
afrikanischen Regionalorganisationen ECOWAS und AU sowie der Vereinten Nationen, um eine 
Krisenlösung in der Côte d’Ivoire zu finden. Die Bundesregierung förderte den Dialog unter den 
Konfliktparteien. Das Ziel darauf war den politischen Demokratisierungsprozess und den Frieden 
in der Côte d’Ivoire zu verstärken, weil die Krise negative Auswirkungen auf die wirtschaftliche 
Entwicklung Westafrikas hatte. Zudem stellte sie ein Hindernis für auf den Handel zwischen der 
Côte d’Ivoire und ihren Nachbarländern Westafrikas dar (Vgl. F. Nkundabagenzi, 2004, S. 2). 
Neben der Mediationspolitik lieferte die Bundesregierung die Côte d’Ivoire finanzielle und 
technische Unterstützungen. 

  

Im Januar 2000 erhielt die Côte d’Ivoire im Rahmen des Identifizierungsprozesses von Einwohnern 
in der Côte d’Ivoire 5,5 Millionen Euro (Vgl. Union Européenne, 2009, S.13). Im März 2000 kam 
eine zusätzliche finanzielle Unterstützung in Höhe von 25 Millionen Euro hinzu. Diese finanziellen 
Unterstützungen trugen dazu bei, dem Programm zur Demobilisierung von ehemaligen Kämpfern 
einen Impuls zu geben (Vgl. Union Européenne, 2009, S. 13).  

Um eventuelle Konflikte unter verschiedenen Gemeinschaften zu verhindern, gewährte die NGO 
Search For Common Ground der Côte d’Ivoire einen Zuschuss von 600.000 Euro (Vgl. Union 
Européenne, 2009, S.13). Im Rahmen des 9. Europäischen Entwicklungsfonds unterstützte 
Deutschland den Friedensprozess in der Côte d’Ivoire mit 200 Millionen Euro. Am 22. September 
2008 stellte die Europäische Kommission (EK) der Côte d’Ivoire 25 Millionen Euro zur Verfügung. 
Am 18. Dezember 2008 stellte die EK die Côte d’Ivoire im Rahmen des 10. Europäischen 
Entwicklungsfonds insgesamt 16 Millionen Euro für den Friedensprozess bereit (Vgl. M. I. Ehueni, 
2011, S.245). Hinzu kamen technische Hilfen für die Sanierung von durch den Krieg zerstörten 
Infrastrukturen u. a Krankenstationen Schulen und Straßen usw. Nichtstaatliche Organisationen, 
die im Bereich der Landwirtschaft tätig waren, erhielten einen Zuschuss von 2,4 Millionen Euro. 
Dieser Zuschuss trug dazu bei, den Zugang zu sauberem Wasser zu ermöglichen und die 
Rehabilitation von 144 Brunnen und 46 Wasserpumpen in Dörfern zu reparieren (Vgl. Union 
Européenne, 2009, S. 14).  
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Im Bereich der Bildung und Gesundheit wurde weitere technische Hilfe von den EU-Mitgliedstaaten 
darunter Deutschland bereitgestellt. So wurde im November 2006 ein umfassendes Programm zur 
Einrichtung von 200 Schulkantinen umgesetzt. Im September 2008 wurden zwei Bildungsprojekte 
mit insgesamt 4,137 Millionen Euro finanziert. Die Projekte zielten auf die Verbesserung des 
Bildungssystems durch Rehabilitation und didaktische Ausstattung ab (Vgl. Union Européenne, 
2009, S. 14). Im Jahr 2008 erhielt die Côte d’Ivoire einen Zuschuss von 38,461 Millionen Euro für 
die Sanierung von Gesundheitseinrichtungen (Vgl. OMS, 2003, S. 41).  

Bei den Präsidentschaftswahlen im Jahr 2010 entsandte die EU 120 Wahlbeobachter aus 23 EU-
Mitgliedstaaten nach der Côte d’Ivoire. Diese Hilfe sollte dazu dienen, friedliche Wahlen zu 
organisieren und jeden Verdacht zu vermeiden (Vgl. Union Européenne, 2009, S. 14).  Trotz aller 
Bemühungen um friedliche Wahlen abzuhalten und die Krise dauerhaft zu beenden, befand sich 
die Côte d’Ivoire im Dezember 2010 in einem Teufelskreis der Gewalt, der zur einer Nachwahlkrise 
führte. Angesichts dieser Situation verhängten Deutschland und die anderen EU-Staaten gezielte 
Sanktionen gegen die Regierung von Laurent Gbagbo, denn die VN erkannten Alassane Ouattara 
zum Wahlsieger an. Die Sanktionen betrafen fast alle öffentlichen Dienstleistungen und Sektoren 
des Staates, darunter auch den Gesundheitssektor. Ein Embargo gegen die Häfen von Abidjan 
und San Pedro erschwerte die Versorgung mit Medikamenten.  

Diese Sanktionen zielten darauf ab, die Regierung von Laurent Gbagbo wirtschaftlich zu 
schwächen und ihre Ressourcen zu begrenzen (Vgl. M. Cathelin, 2011, S. 7-8). « Die EU hat (…) 
den Kakaoexport gestoppt, die wichtigste Devisenquelle. Der Hafen von Abidjan steht nun still, 
Bargeld ist knapp (…), die Bauern bleiben auf ihren Kakaobohnen sitzen » (K. Horand, 2011, S.8). 
Die EU hat auch Sanktionen auf diplomatischer Ebene verhängt. So sollten keine Visa oder 
Reisedokumente für Laurent Gbagbo und seine engere Umgebung für den EU-Raum ausgestellt 
werden (Vgl. Commission Européenne, 2011, S.4). Zudem hat die EU die Regierung Ouattaras 
und ihre Botschafter als die einzigen legitimen diplomatischen Akteure in der Côte d’Ivoire 
anerkannt. Die diplomatischen Kontakte mit der Regierung Gbagbos wurden unterbrochen. Damit 
war die Regierung Gbagbos nicht nur auf regionaler, sondern auch auf europäischer und 
internationaler Ebene diplomatisch isoliert (Vgl. M. Cathelin, 2011, S. 7). Neben den multilateralen 
Strategien entschied sich Deutschland auch für bilaterale Strategien. Diese Strategien entsprachen 
den Grundsätzen und Zielen der neuen deutschen Afrikapolitik. 

2.1 Deutsche Strategie auf bilateraler Ebene: „Magnetstrategie“ einer Positionierung  

Auf bilateraler Ebene hat sich Deutschland als wichtiger Akteur für die politische und wirtschaftliche 
Stabilität der Côte d’Ivoire erwiesen. Die deutschen Strategien können anhand humanitärer, 
technischer, gesellschaftlicher, politischer und kultureller Aktionen untersucht werden. 

Auf humanitärer Ebene spendete Deutschland im Jahr 2002 5.556.940 FCFA an das Nationalen 
Blutspendezentrum (OMS,2003, S. 46). Am 14. Dezember 2005 wurde ein Abkommen über die 
Familienplanung und HIV-III-Prävention zwischen der Bundesregierung Deutschland und der Côte 
d'Ivoire unterzeichnet. Bis Ende 2005 hatte der Gesundheitssektor in der Côte d'Ivoire eine 
finanzielle Unterstützung in Höhe von 22 Mrd. FCFA von der deutschen Bundesregierung erhalten 
(Vgl. Nations Unies, 2004, S. 316). 

Von Juni 2005 bis Januar 2006 unterstützte die Deutsche Gesellschaft für Internationale 
Zusammenarbeit (GIZ) im Rahmen technischer und gesellschaftlicher Aktionen den Entwaffnungs- 
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und Demobilisierungsprozess sowie die Wiedereingliederung ehemaliger Rebellen. Die Leistung 
der GIZ verfolgte zwei grundlegende Ziele: Einerseits bot sie logistische Unterstützung in Form 
einer Lieferkette, um rund 42.000 ehemalige Rebellen zu ernähren und ihre Ansiedlung und 
Wiedereingliederung in das soziale Gefüge zu ermöglichen. Andererseits führte die GIZ-
Pilotmaßnahmen zur Wiedereingliederung von rund 1.000 Rebellen im Westen von der Côte 
d’Ivoire durch (Vgl. Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit, 2009, S. 1).  

Die GIZ hat hauptsächlich zur beruflichen und praktischen Ausbildung sowie zur psychosozialen 
Betreuung von ehemaligen Rebellen beigetragen. Hinzu kamen die politischen Initiativen der 
Bundesregierung und der politischen Stiftungen, wie Beispielsweise der Friedrich-Ebert-Stiftung 
(FES), sowie die humanitären Aktionen des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen und des 
Internationalen Komitees vom Roten Kreuz. All dies geschah im Rahmen des Friedensprozesses 
in der Côte d’Ivoire unterstützten (Vgl. Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit, 2009, S.1). 
Von 2006 bis 2007 stellte die Bundesregierung der Côte d’Ivoire, eine finanzielle Unterstützung in 
Höhe von 750.000 Euro für die Wiedereingliederung anderer ehemaliger Rebellen bereit (Vgl. 
Deutsche Botschaft, 2009, S.1). 

Um die Menschenrechte zu fördern und die fragile Demokratie in der Côte d’Ivoire 
wiederherzustellen, führten mehrere deutsche politische Stiftungen, angelehnt an die Friedrich-
Ebert-Stiftung (FES), verschiedene Aktivitäten durch. Da die Presse im Allgemeinen eine 
grundlegende Rolle bei der Stärkung von der Demokratie spielt, arbeitete die FES während der 
Krise mit der ivorischen Presse zusammen. Nach Ansicht der FES müssen die Informationen in 
den Krisenzeiten objektiv, pragmatisch und wahrheitsgetreu sein. Die Presse sollte nicht nur ein 
Informationsmittel sein, sondern auch ein relevanter Akteur, der Initiativen ergreift, um die 
gesellschaftlichen Mängel zu entschlüsseln (Vgl. M. F. Bernier, 2003, S. 9). Im Bezug darauf 
organisierte die FES im Zeitraum 2002-2003 in Zusammenarbeit mit dem Nationalen 
Journalistenverband von Côte d’Ivoire (UNJCI) ein 15-monatiges Ausbildungsprogramm für 
ivorische Journalisten6. Nach Ausbruch der militärisch-politischen Krise in der Côte d’Ivoire 
organisierte die FES darüber hinaus Sensibilisierungsseminare über die Gefahren der Verbreitung 
von Kleinkaliberwaffen für die Sicherheit der Bevölkerung. Zu diesem Zweck ermutigte die FES 
alle nationalen politischen Akteure, Meinungsführer, Führer religiöser und ethnischer 
Gemeinschaften sowie die internationale Gemeinschaft, sich entschlossen in den 
Abrüstungsprozess einzubringen und sich für friedliche Wahlen und die politische Stabilität in der 
Côte d’Ivoire einzusetzen (Vgl. F. Ehlert, 2018, S.2-3). 

Im Rahmen dieser kulturellen Initiativen wurde die kulturelle Zusammenarbeit zwischen 
Deutschland und der Côte d’Ivoire in Krisenzeiten nicht formell unterbrochen. Auf bilateraler Ebene 
begleitete Deutschland den Friedensprozess durch kulturelle Aktivitäten. Im Jahr 2008 organisierte 
das Goethe-Institut Seminare, um den Dialog und den Frieden zwischen den verschiedenen 
Gemeinschaften zu fördern (Vgl. Goethe-Institut, 2009, S. 9).  

Das Goethe-Institut konzentrierte seine Aktivitäten auf das Thema wie Religion und unterstützte 
die Finanzierung von lokalen Initiativen im Kulturbereich. Das Ziel war auch, die verschiedenen 
Religionsgemeinschaften zu ermutigen, den Frieden in der Côte d’Ivoire zu fördern. Im Jahr 2009 
beteiligte sich das Goethe-Institut am Projekt "Peace Counts" und organisierte eine große Tournee 
zum Thema "Friedensstifter", um Toleranz, Respekt und harmonisches Zusammenleben in der 

 
6 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung: in: http://cotedivoire-fes-international.de (08/01/2016). 

http://cotedivoire-fes-international.de/
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Côte d’Ivoire zu fördern (Vgl. Goethe-Institut, 2009, S. 9). Durch Aktionen und Initiativen bemühte 
sich Deutschland, sowohl auf multilateraler als auch auf bilateraler Ebene, um die Krisenlösung in 
der Côte d’Ivoire. Jedoch stellt sich die Frage, welchen Nutzen Deutschland aus seinen 
Bemühungen zog, der Côte d’Ivoire dabei zu helfen, aus der Sackgasse herauskommen? War der 
Beitrag Deutschlands philanthropisch oder auf Interessen orientiert gegründet? 

3. Das Engagement Deutschlands für die Krisenlösung in der Côte d’Ivoire: 
Solidaritätsgefühl oder Interessenpolitik Deutschlands?  

Über das Engagement oder den Beitrag der Großmächte zur Friedenssicherung in den 
Entwicklungsländern oder der Dritten Welt betont Neack Laura (1995): «realist Interpretation which 
is that states do whatever they can, given their power resources, to protect and preserve their 
national interests, better explains states' participation» (S. 182). Anders gesagt, um ihre nationalen 
Interessen zu schützen, verpflichten sich die Großmächte, Krisen in anderen Ländern zu lösen. 
Dies zeigt deutlich, dass kein Staat philanthropisch ist. Die Verpflichtung eines Staates, einem 
anderen Staat zu helfen, zielt darauf ab, diesen Staat in einem anderen zu positionieren.  

Als Großmacht ist Deutschland keine Ausnahme. Der Paradigmenwechsel in deutscher 
Afrikapolitik rechtfertigt diese Aussage, denn seit 2000 hat Deutschland allmählich ein 
zunehmendes Interesse an Afrika. Deutschland umwirbt Afrika mit großem Enthusiasmus, denn « 
der Ruf nach einer aktiven deutschen Afrikapolitik, verbunden mit dem Vorwurf, dass die deutsche 
Politik Afrika vernachlässigt, klingt seit Jahrzehnten mit einer gewissen Regelmäßigkeit» (P. Molt, 
2014, S. 47). Damit wird es gemeint, dass Deutschland sich mit verschiedenen Strategien und 
Mitteln substanziell für seine Interessen in Afrika und weltweit einsetzen will. Deutschland will 
substanziell für seine Interessen in Afrika, ja sogar weltweit durch verschiedene Strategien und 
Mittel sich einsetzen. Deutschland bemüht sich also um eine aktivere Rolle im afrikanischen Raum 
in und im internationalen System zu spielen. Dazu intensiviert es seine bilateralen Beziehungen zu 
afrikanischen Ländern und beteiligt sich stärker an Krisenlösungen in Afrika.  

Als Lokomotive Europas möchte Deutschland ein wichtiger Akteur in der afrikanischen Politik sein 
und seine Position festigen. Die Positionierung bzw. die Suche nach einem großen 
Handlungsspielraum in Afrika gilt somit als grundlegendes Merkmal der deutschen Afrikapolitik 
(Vgl. T. Koepf, 2014, S. 2). Um sich einen «Platz an der Sonne7» oder eine Positionierung auf dem 
afrikanischen Kontinent zu schaffen, verstärkt Deutschland seine Beziehungen zu afrikanischen 
Ländern - Friedens- oder Krisenländern am Beispiel von der Côte d’Ivoire - durch umfangreiche 
Initiativen und Aktionen auf kultureller, wirtschaftlicher sowie diplomatischer Ebene. 

3.1. Kulturelle Positionierung Deutschlands in der Côte d’Ivoire: Die Relevanz Goethe-Instituts 

Auf kultureller Ebene wurde die Positionierung Deutschlands dem Goethe-Institut anvertraut, das 
nach wie vor als Kulturagentur für die deutsche Kulturaußenpolitik umsetzt. Im Auftrag der 
Bundesregierung ist dieses Institut für die Kulturförderung Deutschlands im Ausland zuständig. Im 

 
7Der Ausspruch „Ein Platz an der Sonne“ stammt aus der Reichstagsrede von Bernhard von Bülow vom 6. Dezember 
1897: «Die Zeiten, wo der Deutsche dem einen seiner Nachbarn die Erde überließ, dem anderen das Meer und sich 
selbst den Himmel reservierte, wo die reine Doktrin thront, diese Zeiten sind vorüber. Wir wollen niemand in den 
Schatten stellen, aber wir verlangen auch unseren Platz an der Sonne». Der Ausspruch "Ein Platz an der Sonne" 
wurde zu einer Metapher für die Kolonialpolitik des Deutschen Kaiserreichs unter Wilhelm II. 

https://www.studysmarter.de/schule/geschichte/deutsches-kaiserreich/wilhelm-ii/
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Gegensatz zum französischen Kulturzentrum (heute Institut Français), das unter Protesten gelitten 
hatte und geschlossen wurde, blieb das Goethe-Institut verschont. Es setzte seine kulturellen 
Aktivitäten der Zusammenarbeit und des Friedens in der Côte d’Ivoire fort und förderte so die 
deutsche Kultur.  

Die kulturellen Projekte und Initiativen in der Côte d’Ivoire zeigten deutlich den Willen Deutschlands 
sich in der Côte d’Ivoire in ein gutes Licht zu rücken. Denn trotz der Krise führte das Goethe-Institut 
seine kulturellen Aktivitäten wie "Peace Counts" durch und organisierte eine große Tournee unter 
dem Thema "Friedensstifter". Damit sollte Deutschland als friedliebender Musterstaat und guter 
Friedensakteur im Rahmen der kulturellen Zusammenarbeit mit der Côte d’Ivoire präsentiert 
werden. Kulturelle Initiativen und Aktionen für die Krisenlösung bildeten eine wichtige Grundlage 
für die deutsche Präsenz in der Côte d’Ivoire und waren Teil der Strategie zur kulturellen 
Positionierung Deutschlands. Der Beitrag Deutschlands zur Krisenlösung in der Côte d’Ivoire zielte 
jedoch nicht nur auf eine kulturelle Positionierung ab, sondern auch auf eine wirtschaftliche und 
kommerzielle Positionierung.  

3.2. Wirtschaftliche und kommerzielle Positionierung: Handelsbeziehungen trotz der 
Wirtschaftssanktionen 

Im Rahmen seiner neuen Afrikapolitik zielt Deutschland darauf ab, seine Investitionen in Afrika zu 
diversifizieren. Die Bundesregierung fördert die Intensivierung ihrer Beziehungen zu afrikanischen 
Ländern, die strategisch relevante Versorgungsquellen von Rohstoffen für die deutsche Industrie 
darstellen (Vgl. Nations Unies, Ohne Seite). In dieser Hinsicht ist die Côte d’Ivoire ein wichtiger 
Partner für Deutschland, denn das Land ist reich an Energieressourcen und bedeutenden 
Rohstoffen. Es besitzt Edelmetalle wie Gold und Diamanten sowie seltene Metalle und große Öl- 
und Gasvorkommen, die in der Spitzentechnologie verwendet werden. Darüber hinaus ist die Côte 
d’Ivoire das größte Ölförderland und das zweitgrößte in Westafrika nach Nigeria (Vgl. UEMOA, 
2000, Ohne Seite). Im Zeitraum von 2002-2011 stiegen schrittweise die Handelsströme zwischen 
Deutschland und der Côte d’Ivoire schrittweise an. Obwohl sich die Exporte der Côte d'Ivoire nach 
Deutschland von 2002 bis 2006 auf 27 Mrd FCFA sich beliefen, nahmen sie von 2007 bis 2011 um 
1,426 Mrd. FCFA zu. Insgesamt beliefen sich die Exporte der Côte d’Ivoire nach Deutschland im 
Zeitraum 2002–2011 auf 1 453 Mrd. FCFA. Dies entsprach 12,77 % der Gesamtexporte der Côte 
d'Ivoire in der EU. Damit positionierte sich Deutschland als drittwichtigster Abnehmer der Côte 
d’Ivoire innerhalb der EU nach den Niederlanden und Frankreich (Vgl. UEMOA, 2000, Ohne Seite). 
Im selben Zeitraum beliefen sich die Einfuhren der Côte d’Ivoire aus der EU auf 7.410,32 Mrd. 
FCFA. Der Anteil Deutschlands belief sich auf 594 Mrd. FCFA. Dies entsprach 12,47% der 
Gesamteinfuhren der Côte d’Ivoire aus der EU. Trotz dieser niedrigen Einfuhrrate belegte 
Deutschland den zweiten Platz bei den Verkäufen der EU an die Côte d’Ivoire. Auf europäischer 
Ebene war Deutschland nach Frankreich somit der zweitwichtigste Warenlieferant für die Côte 
d’Ivoire (Vgl. UEMOA, 2000, Ohne Seite). 
 

Die Handelsbeziehungen zwischen Deutschland und der Côte d’Ivoire könnten weitgehend als eine 
wirtschaftliche Zusammenarbeit dargestellt werden. Allerdings klingen sie als eine wirtschaftliche 
Positionierung Deutschlands in der Côte d’Ivoire, trotz der Wirtschafts- und Handelssanktionen der 
EU gegen die Côte d’Ivoire. Das Verhalten Deutschlands entspricht dem Gedanken des 
Bundeskanzlers Willy Brandt, wenn er sagte: «Wir fördern Handelsbeziehungen auch mit Ländern, 
mit denen wir ernsthafte politische Kontroversen haben» (W. Brandt cit. R. Tetzlaff,1978, S. 33). 
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Aus diesem Grunde ist es klar, dass die Bewahrung deutscher Wirtschaftsinteressen ein wichtiges 
Ziel des deutschen Beitrags zur Krisenlösung in der Côte d’Ivoire war. Die Positionierung 
Deutschlands in der Côte d’Ivoire in der Krisenzeit beschränkte sich nicht nur auf wirtschaftlicher 
Ebene, sondern betraf auch die diplomatische Ebene.  

3.2. Diplomatische Positionierung Deutschlands: Mediationspolitik anstatt militärischer 
Intervention 

Während der Krisenzeit 2002-2011 in der Côte d’Ivoire führte Deutschland keine militärische 
Intervention. Eine solche Intervention wäre riskant und illegitim, da es kein 
Verteidigungsabkommen zwischen Deutschland und der Côte d’Ivoire gab. Die militärische 
Intervention Frankreichs war zwar aus Sicht von Initiatoren erfolgreich, wurde jedoch als 
Problematisch angesehen, da im Verlauf dieser Intervention viele Zivilisten getötet wurden (Vgl. A. 
Mehler/C. V. Soest, 2012, S. 16). Für Deutschland «bei der internationalen Krisenprävention und-
Bewältigung stehen (...) politische und diplomatische Bemühungen an erster Stelle» (A. Mehler /C. 
V. Soest, 2012, S. 13). Der deutsche Ansatz zur Krisenlösung in der Côte d’Ivoire basierte auf dem 
Prinzip der "Zivilmacht" anstelle militärischer Zwangsmaßnahmen. Dieser Ansatz Deutschlands 
beeinflusste nicht nur die deutschen Entscheidungsträger, sondern auch die Ivorer. Er hat dazu 
beigetragen, das positive Bild Deutschlands in den Gedanken vieler Ivorer zu verstärken. 
Ausgehend davon verfolgte Deutschland eine subtile Interessenpolitik, indem es gute Beziehungen 
zu der Côte d’Ivoire aufrechterhielt. 

Schlussbetrachtung 

Seit dem Jahr 2000 vollzieht Deutschland einen Paradigmenwechsel in seiner Afrikapolitik. Fragen 
zu Afrika haben in der deutschen Bundesregierung zunehmend an Bedeutung gewonnen Die 
Untersuchung des Beitrags Deutschlands zur Krisenlösung in der Côte d’Ivoire macht deutlich, 
dass die Bemühungen oder Strategien Deutschlands zur Krisenlösung in der Côte d’Ivoire keine 
Philanthropie waren. Damit verfolgte Deutschland bestimmte Interessen. Als Lokomotive Europas 
beschäftigt sich Deutschland allmählich mit der Verteidigung seiner Interessen durch ein 
entschlossenes Engagement oder einen bedeutenden Beitrag außerhalb des deutschen 
Staatsgebiets. Dieser Beitrag zielt darauf, Deutschlands geopolitische, wirtschaftliche, 
geostrategische, diplomatische und sogar militärische Präsenz auf dem afrikanischen Kontinent 
oder in den Krisenländern Afrikas am Beispiel der Côte d’Ivoire zu verstärken. Die Bemühungen 
Deutschlands um die politische und wirtschaftliche Stabilität in der Côte d’Ivoire von 2002 bis 2011 
zeigen auch die deutsche Fähigkeit Deutschlands vielen französischsprachigen Krisenländern 
Afrikas dabei zu helfen, aus eventueller Krise herauszuholen. 
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